Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/ 2295 


Sachgebiet 101 


Vorblatt 


Änderung des Gesetzes 

über Änderungen des Gebietsbestandes der Länder 
nach Artikel 29 Abs/ 7 GG 

(Schriftlicher Bericht des Innenausschusses) 


A, Problem 

In einzelnen Bundesländern werden in zunehmendem Maße 
Verwaltungs- und Gebietsreformen durchgeführt, die beson- 
ders zum Ziel haben, leistungsfähige und sinnvoll abgegrenzte 
Gemeinden zu schaffen. Bei der Verwirklichung dieses Zieles 
stehen gelegentlich Landesgrenzen entgegen. Die Grenzen zwi- 
schen Bundesländern können nach dem Gesetz über das Ver- 
fahren bei Änderungen des Gebietsbestandes der Länder nach 
Artikel 29 Abs. 7 des Grundgesetzes vom 16. März 1965 nur in 
einem sehr beschränkten Umfang geändert werden, der den 
praktischen Bedürfnissen nicht gerecht wird. 


B. Lösung 

Die Grenzwerte des Gesetzes für die Fläche und die Einwohner- 
zahl sollen erhöht und der Katalog in § 1 Abs. 2 erweitert wer- 
den. 


C. Alternativen 

Alternativanträge sind im Ausschuß nicht gestellt worden. 


D. Kosten 

Keine 
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Sachgebiet 101 

Schriftlicher Bericht 

des Innenausschusses 
(4. Apsschuß) 

über den von den Fraktionen der SPD, FDP eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über das 
Verfahren bei Änderungen des Gebietsbestandes der Länder 
nach Artikel 29 Abs. 7 des Grundgesetzes 

— Drucksache VI/ 1643 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Miltner 


Der Antrag der Fraktionen der SPD, FDP — 
Drucksache 'VI/1643 — ist nach der ersten Beratung 
in der 90. Sitzung des Deutschen Bundestages am 
20. Januar 1971 an den Innenausschuß federführend 
und an den Rechtsausschuß mitberatend überwiesen 
worden. 

Der Innenausschuß hat den Gesetzentwurf in sei- 
ner Sitzung am 6. Mai 1971 beraten. Der Rechts- 
ausschuß hat sich in seiner Sitzung vom 9. Juni 1971 
der Empfehlung des Innenausschusses angeschlos- 
sen. 

Bereits während der 5. Wahlperiode hatten Abge- 
ordnete der Fraktionen der CDU/CSU und der FDP 
einen Antrag mit dem Ziele eingebracht, das Ver- 
fahren bei Änderungen des Gebietsbestandes der 
Länder nach Artikel 29 Abs. 7 des Grundgesetzes 
weitgehend zu ändern — Drucksache V/3902 — . Der 
Deutsche Bundestag hat jedoch den Antrag lediglich 
in erster Beratung am 7. Mai 1969 behandelt. Der 
Entwurf der Koalitionsfraktionen sieht nunmehr 
eine beschränktere Gesetzesänderung vor. 

Verfassungsrechtliche und verfahrensrechtliche 
Gesichtspunkte erlauben für das Gesetz nur einen 
begrenzten Anwendungsbereich. Auf der Grundlage 


von Artikel 29 Abs. 7 kann die Landeszugehörig- 
keit nur kleinerer Einheiten aufgrund eines Staats- 
vertrages geändert werden. Wie die Praxis zeigt, 
geschieht dies gewöhnlich im Wege eines Gebiets- 
austausches, so daß also das Gesetz nur zum Zuge 
kommt, wenn Austauschgebiete auf beiden Seiten 
vorhanden sind. Größere Grenzänderungen können 
nur als Neugliederungsmaßnahmen nach Artikel 29 
Abs. 1 GG durchgeführt werden. (Bei der Anführung 
des Artikels 29 „Abs. 1" des Grundgesetzes an 
Stelle des „Abs. 1 ‘' in der Überschrift des Antrages 
— Drucksache VI/1643 — handelt es sich offensicht- 
lich um einen Druckfehler). 

In dem begrenzten Rahmen des Artikels 29 Abs. 7 
GG ist eine Änderung des Gesetzes über das Ver- 
fahren bei Änderungen des Gebietsbestandes der 
Länder nach Artikel 29 Abs. 7 des Grundgesetzes 
vom 16. März 1965 erforderlich. In einzelnen Bun- 
desländern werden in zunehmendem Maße Verwal- 
tungs- und Gebietsreformen durchgeführt, die ins- 
besondere zum Ziel haben, leistungsfähige und 
sinnvoll abgegrenzte Gemeinden zu schaffen. Der 
Verwirklichung dieses Zieles stehen gelegentlich 
Landesgrenzen entgegen, deren Änderung das Ge- 
setz in seiner bisherigen Fassung nur in einem so 
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beschränkten Umfang ermöglicht, daß es den prak- 
tischen Bedürfnissen nicht gerecht wird. 

Der Innenausschuß ist der Auffassung, daß diese 
Schwierigkeiten durch eine Heraufsetzung der bis- 
herigen Grenzwerte des Gesetzes (in § 1 Abs. 1 die 
Fläch e.ngröße von 500 ha auf 1000 ha, die Einwoh- 
nerzahl von 100 auf 500; in § 1 Abs. 2 die Einwoh- 
nerzahl von 500 auf 2000) und einer Erweiterung 
des Kataloges in § 1 Abs. 2 („g. leistungsfähige 
und sinnvoll abgegrenzte Gemeinden zu schaffen.") 
beseitigt werden. 


Bonn, den 14. Juni 1971 


Dr. Miltner 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/ 1643 — mit der 
Maßgabe, daß in der Überschrift die Worte „Arti- 
kel 29 Abs. 1" durch die Worte „Artikel 29 Abs. 7" 
ersetzt werden, im übrigen unverändert nach dem 
Antrag anzunehmen. 


Bonn, den 14. Juni 1971 


Der Innenausschuß 


Dr. Schäfer (Tübingen) 

Vorsitzender 


Dr. Miltner 

Berichterstatter 



